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Zur Frage über die zunngsweiſe Durchführung 
behördlicher Entſcheidungen gegen Gemeinden.“ 


In der Nummer 29 d. J. der Zeitſchrift wird die Frage erörtert, wie 
ſeitens der politiſchen Behörden vorzugehen ſei, wenn eine rechtskräftige 
Entſcheidung von der durch ſie betroffenen Gemeinde nicht freiwillig voll— 
zogen wird. Der Verfaſſer hat ſpeciell den Fall im Auge, daß eine 
Gemeinde durch eine rechtskräftige Entſcheidung verpflichtet wurde, eine 
Waſſerleitung zu erbauen, daß zur Beſtreitung der Koſten die Aufnahme 
eines Darleheus nothwendig iſt, und daß der Gemeindeausſchuß 

a) von vornherein es unterläßt oder verweigert, dem behördlichen 
Auftrage nachzukommen, oder 

pb) zwar die zum Vollzuge der Entſcheidung erforderlichen Be— 
ſchlüſſe faßt, deren Durchführung jedoch infolge des Wiederſtandes dritter 
Factoren ſcheitert. 

In dem Falle a) gelangt der Verfaſſer zu dem Ergebniſſe, daß 
bie politiſche Bezirksbehörde die erforderliche Abhilfe auf Gefahr und 
Koſten der Gemeinde zu treffen habe, weil der Gemeindeausſchuß die 
behördliche Entſcheidung, welche einer der Gemeinde geſetzlich obliegenden 
Leiſtung gleichzuhalten ſei, nicht ausgeführt habe. 

Dieſer Anſchauung kann beigepflichtet werden. 

Hingegen dürften die Concluſionen, zu welchen der Verfaſſer in dem 
sub b) beſprochenen Falle gelangt, kaum ungetheilte Zuſtiunnung finden. 

Der Verfaſſer meint, daß auch in dem letzteren Falle die Voraus⸗ 
ſetzungen gegeben ſeien, von welchen ein zwangsweiſes Einſchreiten der 


*) Die in dieſem Auſſatze angeführten Citate aus der Gemeindeordnung 
für Sie Me rende beziehen ſich auf die betreffenden Geſetze 
N eiermark. 


Bezirksbehörde abhängig iſt. Dieſe Vorausſetzungen ſind, wie zutreffend 
ausgeführt wird, nachſtehende: 


1. Das Vorhandenſein einer concreten, der Gemeinde geſetzlich 
obliegenden Leiſtung oder Verpflichtung. 

2. Die Unterlaſſung oder Verweigerung der Erfüllung dieſer Ver⸗ 
pflichtung durch den Gemeindeausſchuß. 


Die erſtere Vorausſetzung trifft zweifellos zu, ob auch die zweite, 
ſoll im folgenden unterſucht werden. 

Wenn der Gemeindeausſchuß, wie angenommen wird, beſchließt, 
dem Auftrage der Behörde zur Erbauung der Waſſerleitung nachzukommen, 
die erforderlichen Geldmittel zu beſchaffen, zu dieſem Behufe eine 
Verſammlung der Urwähler einzuberufen und die Zuſtimmung der 
höheren autonomen Organe einzuholen, fo hat der Ausſchuß alles gethan, 
was ihm der Natur der Sache nach und Kraft der geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften obliegt, um die der Gemeinde auſerlegte Verpflichtung zur Er⸗ 
bauung der Waſſerleitung zu erfüllen. Kann die Zuſtimmung der Ur— 
wähler und der höheren autonomen Organe nicht erlangt werden, ſo 
muß allerdings der Bau der Waſſerleitung unterbleiben, allein zweifellos 
kam weder die Schuld hieran dem Gemeindeausſchuſſe beigemeſſen, noch 
von einer Unterlaſſung oder Weigerung des Ausſchuſſes, eine der 
Gemeinde obliegende Leiſtung zu erfüllen, die Rede fein; bei einer gegen- 
theiligen Auffaſſung würde der Ausſchuß dafür verantwortlich gemacht 
werden, daß Factoren, auf deren Willensmeinung dem Ausſchuſſe weder 
ein geſetzlicher, noch ein factiſcher Einfluß zuſteht, dem Beſchluſſe des 
Ausſchuſſes nicht zuſtimmen. 

Eine Unterlaſſung, bezw. Weigerung ſetzt die Möglichkeit voraus, 
ſeinen Willen ausführen zu können. 

Dieſe Möglichkeit beſteht für den Gemeindeausſchuß nur in be— 
ſchränktem Umfange, nämlich nur innerhalb der durch die Gemeinde— 
ordnung für feinen Wirkungskreis gezogenen Schranken, welche der Aus⸗ 
ſchuß nicht überſchreiten darf. Wenn der Ausſchuß innerhalb dieſer 
durch das Geſetz beſtimmten Grenzen jene Beſchlüſſe gefaßt und jene 
Vorkehrungen getroffen hat, welche zum Vollzuge des behördlichen Auf— 
trages nothwendig ſind, dann iſt der Ausſchuß der ihm in Abficht 
auf die Erfüllung der geſetzlichen Verpflichtungen der Gemeinde obliegenden 
Aufgabe nachgekommen. Muß ſchließlich die Durchfuhrung des behördlichen 
Auftrages unterbleiben, weil die Urwähler, bezw. die höheren autonomen 
Organe die Zuſtimmung zu den erforderlichen finanziellen Transactionen 
verweigern, ſo kann dies nicht dem Gemeindeausſchuſſe als eine Unter⸗ 
laſſung, bezw. Verweigerung im Sinne des § 92 der Gemeindeordnung 
zur Laſt gelegt werden. 

In dem sub b) beſprochenen Falle liegen ſonach die Voraus 
ſetzungen für ein zwangsweiſes Einſchreiten der Bezirksbehörde überhaupt 
nicht vor. Wenn der geehrte Verfaſſer des in Rede ſtehendes Artikels 
meint, im Falle b) liege der entſcheidende Moment darin, daß der 
Gemeindeausſchuß die Verpflichtung, die Waſſerleitung wirklich zu bauen, 
nicht erfülle, fo it zu erwidern, daß die Verpflichtung des Ausſchuſſes 
doch nur dahin gehen kaun, ſeinerſeits innerhalb des ihm zuſtehenden, 


durch das Geſetz umſchriebenen Wirkungskreiſes die Erbauung der Waſſer— 
leitung zu ermöglichen (ultra posse nemo tenetur). 

Eine weitere Frage, welche ſich bei Anwendung des im 8 921. c. 
eingeräumten Zwangsrechtes aufwirft, iſt die, ob die Bezirksbehörde an 
die Vorſchriften des 5. Hauptſtückes der Gemeindeordnung, ſpeciell an 
die SS 75 und 76, ſowie an die Beſtimmung des § 57, 6 des Bezirks— 
vertretungsgeſetzes gebunden iſt. 

In der Praxis herrſcht vielfach die Anſchauung, daß dieſe Vor— 
ſchriften auch von der politiſchen Behörde zu beobachten ſeien, hingegen 
iſt der Verfaſſer des mehr erwähnten Artikels der Anſicht, daß die 
Formalitäten, welche ſpeciell bei Aufnahme eines Darlehens zu erfüllen 
ſind, eine interne Angelegenheit der Gemeinde bilden und nur für den 
Fall gelten, daß der Gemeindeausſchuß ein Darlehen aufnehmen will. 

Zur richtigen Löſung dieſer Frage wird man gelangen, wenn man 
die Tendenz der in Rede ſtehenden Vorſchriften ins Auge faßt. 

Die Beſtimmungen des 5. Hauptſtückes im allgemeinen und der 
SS 75 und 76 im beſonderen bezwecken die Sicherung einer geregelten 
und gefunden Verwaltung des Gemeindevermögeus und des Gemeinde⸗ 
haushaltes, ſind Vorſchriften, deren Befolgung im öffentlichen Intereſſe 
gelegen iſt. Mit Rückſicht auf dieſen Charakter der Beſtimmungen 
müſſen dieſelben nicht nur von den Organen der Gemeinde, für welche 
fie naturgemäß in erſter Linie gelten, ſondern auch von denjenigen Be— 
hörden beobachtet werden, welche kraft geſetzlicher Vollmacht berufen ſind, 
Functionen der Gemeiudeorgane auszuüben. 

Die Machtvollkounmnenheit, welche § 92 J. e. der politiſchen Be⸗ 
hörde einräumt, kann nicht ſo weit gehen, daß ſich die Behörde um die 
Vorſchriften über die Verwaltung des Gemeindevermögens und des 
Ge meindehaushaltes nicht zu kümmern brauchte, daß ſpeciell die in den 
ss 75 und 76 vorgeſchriebene Zuſtimmung der Urwähler durch einen 
imperativen Act der Behörde erſetzt werden könnte. 

Dasſelbe gilt auch von der Beſtimmung des § 57, 6 des Bezirks⸗ 
vertretungsgeſetzes. 

Es kaun nicht in Abrede geſtellt werden, daß bei dieſer Auf— 


faſſung das Zwaungsrecht in vielen Fällen zu keinem praktiſchen 
Reſultate führen wird, allein auch bei dem vom geehrten Ver— 


fafjer des beſprochenen Artikels eingenommenen Standpunkte würde nur 
unter befonders günſtigen Umſtänden die politiſche Behörde in der Lage 
ſein, deu beabſichtigten Zweck zu erreichen, denn die finanziellen 
Schwierigkeiten, welche dem Gemeindeausſchuſſe die Durchführung des 
behördlichen Auftrages unmöglich gemacht haben, beſtehen für die Behörde 
oft auch, zumal derſelben kein Fond zur Verfügung ſteht, aus welchem 
die Auslagen vorläufig beſtritten werden könnten. 

Nach den vorſtehenden Ausführungen ergibt ſich, daß die Vor— 
ausſetzungen für die Anwendung des § 92 J. c. nur in dem unter a), 
nicht auch in dem unter b) beſprochenen Falle vorliegen und daß die 
politiſchen Behörden, falls ſie von dem im $ 92 J. e. eingeräumten 
Zwangsrechte Gebrauch machen, gleichwie der Gemeindeausſchuß au die 
Beſtimmungen des 5. Hauptſtückes der Gemeindeordnung, insbeſondere 
der SS 75 und 76, ſowie des $ 57, 6 des Bezirksvertretungsgeſetzes 
gebunden find, denn dieſe letzteren Beſtimmungen find Ausfluß des Staats— 
willens wie die behördliche Entſcheidung ſelbſt, welche im Zwangswege 
durchgeführt werden ſoll; warum ſollte letztere ſtärker ſein? 

Die Anſchauung, § 92 könne auch in dem sub p) erwähnten 
Falle angewendet werden, würde zu folgender Conſequenz führen: Wenn 
der Gemeindeausſchuß ſich au die Vorſchrift der SS 75 und 76 hält, 
die Urwähler aber die Zuſtimmung zur Aufnahme des Darlehens ver— 
ſagen, ſo iſt zu befürchten, daß die politiſche Behörde von dem Zwangs— 
rechte des § 92 J. e. Gebrauch mache; ſetzt ſich der Gemeindeausſchuß 
über die Beſtimmungen der SS 75, 76 hinaus, fo droht die Siſtirung 
des bezüglichen Beſchluſſes im Grunde des § 90 J. c. Aus dieſem 
Dilemma einen befriedigenden Ausweg zu finden, dürfte ſchwer fallen. 
Noch ſchwerer iſt es für den Gemeindeausſchuß, ſelbſt den behörd— 
lichen Auftrag zur Erbauung der Waſſerleitung durchzuſühren, denn, 
wie erwähnt, würde bei der vom geehrten Verfaſſer vertretenen An— 
ſchauung das Einſchreiten der politiſchen Behörde der Thätigkeit des 
Ausſchuſſes ein vorzeitiges Ende bereiten, mag ſich der Ausſchuß au die 
Vorſchriften des Geſetzes halten oder nicht. Ob eine Anſchauung, welche 
zu einer derartigen Conſequenz führt, der Abſicht des Geſetzes entſpricht, 
mag dahingeſtellt bleiben. Dr. Theodor Redl. 
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Alittheilungen aus der Praris. 


Beſchwerde wegen angeblicher Verletzung des Rechtes der Wähler 

auf Ausſchreibung einer Neuwahl für den Landtag durch das Vor⸗ 

gehen des Landtages, wonach eine mit dem Wahleertiſicate nicht 

verſehene Perſon auf Grund des Ergebniſſes der laudtäglichen 

Wahlprüfung als zum Landtagsabgeordneten gewählt erkannt und 
in den Landtag einberufen wurde. 


Da eine derartige Beſchwerde ſich gegen einen Beſchluß des Land- 

tages richtet, dieſer aber nicht als Adminiſtrativ⸗VBehörde augeſehen 

werden kann, jo erſcheint das Reichsgericht in Gemäßheit Art. 3, 
lit. b des St. G. G. über das Reichsgericht nicht competent. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 19. April 1898 ge⸗ 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde des Dr. 
Stanislaus Tſchada, Gemeindearztes, Franz Staatz, Baumeiſters und 
Hausbeſitzers, Martin Obendorfer, Haus- und Wirthſchaftsbeſitzers, 
Johann Obendorfer, Haus- und Wirthſchaftsbeſitzers, und Johann Löderer, 
Gemeindeſecretärs, ſämmtlich in Ebenfurth, durch Dr. Julius Ofner, 
de praes. 15. Februar 1898, Z. 44, zu Recht erkannt: Die Be— 
ſchwerde des Dr. Stanislaus Tſchada, Gemeindearztes, Franz Staatz, 
Baumeiſters und Hausbeſitzers, Martin Obendorfer, Haus- und Wirth— 
ſchaftsbeſitzers, Johann Obendorfer, Haus- und Wirthſchaftsbeſitzers, und 
Johann Löderer, Gemeindeſecretärs, ſämmtlich in Ebenfurth, mit dem 
Begehren zu erkennen: Durch die Einberufung und Zulaſſung des Dr. 
Anton Löbl, Advocaten in Neunkirchen, zur Angelobung als Landtags- 
abgeordneten des Bezirkes Neunkirchen — Pottendorf —Ebenſurth am 1., 
beziehungsweiſe 4. Februar 1898 ſeitens des Landmarſchalls für das 
Kronland Oeſterreich unter der Enns Joſeſ Freiherrn von Gudenus 
habe eine Verletzung des durch die Verfaſſung gewährleiſteten Rechtes 
der Befchwerdeführer auf Ausſchreibung einer Neuwahl für den Landtag 
ſtattgefunden, wird zurückgewieſen. 

Gründe: Die Beſchwerdeführer, Landtagswähler in dem Bezirke 
Neunkirchen-Pottendorf-Ebenfurth, erheben vor dem k. k. Reichsgerichte 
Beſchwerde über die am 1. Februar 1898 erfolgte Einberufung und 
die am 4. Februar 1898 erfolgte Zulaſſung des Dr. Anton Löbl, 
Advocaten in Neunkirchen, zur Angelobung als Landtagsabgeordneten 
für den Bezirk Neunkirchen⸗Pottendorf⸗Ebenfurth ſeitens des Land⸗ 
marſchalls für Oeſterreich unter der Enns, Joſef Freiherrn von Gudenus, 
durch welche ihr verfaſſungsmäßig gewährleiſtetes Recht auf eine Neu⸗ 
wahl verletzt worden ſei. Sie begründen die active Legitimation durch 
ihre Eigenſchaft als Wähler im genannten Bezirke, die paſſive Legiti— 
mation dadurch, daß der Landmarſchall in ſeiner eigenen Amtsſphäre 
ebenſo wie der Landesausſchuß zu den Adminiſtrativ-Behörden gehört, 
gegen welche Schutz beim Reichsgerichte geſucht werden kann; daß ferner 
gegen feine Verfügung kein weiterer Rechtszug im adminiſtrativen In— 
ſtanzenzuge zuläſſig iſt. 

Die Beſchwerde wird nachſtehends ausgeführt: Am 4. November 
1896 wurde im Bezirke Neunkirchen- Pottendorf Ebenfurth Moriz 
Parzer, Bürgermeiſter in Ebenfurth, zum Landtagsabgeordneten gewählt; 
er erhielt auch von der k. k. Statthalterei das Certificat zum Eintritt 
in den Landtag. Gegen ſeine Wahl erhob der Gegencandidat Dr. Anton 
Löbl Proteſt. Der Landesausſchuß legte dem Landtage den Antrag vor, 
die Wahl für ungiltig zu erklären. In ſeinen Gründen iſt unter anderem 
erwähnt, daß der Beſchwerdeſührer Johann Obendorfer geſtorben und 
für ihn als Todten gewählt worden ſei. Moriz Parzer legte infolge 
deſſen am 22. December 1897, noch bevor der Landtag über jenen 
Antrag Beſchluß faßte, ſein Mandat zurück. Anſtatt daß infolge deſſen 
eine Neuwahl angeordnet worden wäre, beſchloß der niederöſterreichiſche 
Landtag in ſeiner Sitzung am 1. Februar 1898, den nicht gewählten, 
beziehungsweiſe in der Minorität gebliebenen Candidaten Dr. Anton 
Löbl in den Landtag einzuberufen. Dies iſt nach Anſicht der Beſchwerde— 
führer geſetzwidrig, und zwar aus folgenden Gründen: 1. Das Geſetz 
verlangt die Prüfung des Wahlactes und gibt den Intereſſeuten wegen 
Unregelmäßigkeilen, welche die Giltigkeit der Wahl beeinträchtigen, das 
Recht der Beſchwerde. Eine ſolche Beſchwerde wird ſelbſtverſtändlich nur 
von den Gegnern des gewählten Candidaten erhoben. Die Unregel—⸗ 
mäßigkeiten zu Gunſten ſeines Gegners werden, da ſie keinen Erfolg 
hatten, nicht zur Kenutniß des Laudtages gebracht. Wenn nun der 
Landtag auf Grund dieſer einſeitigen Beſchwerde den zweiten Candidaten 
einberuft, ſo wird gerade der Majorität der Wähler das Beſchwerde— 
recht genommen; die Entſcheidung wird mit Verletzung des Grund— 
ſatzes getroffen, daß jeder Theil zu hören und deſſen Beſchwerden zu 
prüfen ſind. Mindeſtens müßte den Beſchwerdeführern Gelegenheit ge⸗ 
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geben fein, Beweiſe des Terrorismus, welcher zu Gunſten des Dr. 
Anton Löbl geübt wurde, zu verzeichnen, um dadurch den Beweis zu 
erbringen, daß die Stimmenzahl für ihn nicht auf ordnungsmäßigem 
Wege zustande kam. 2. Ebenſo muß der praktiſche Verſtand die 
Ueberzeugung bringen, daß man der Majorität der Wähler wegen 
Forungebrechen, welche die Wahlcommiſſion als für die Identificirung 
des Gewählten bedeutungslos erklärt hatte, ihr Wahlrecht nicht nehmen 
dürfe, und daß man ihr mindeſtens das Recht gewähren müſſe, bei 
einer Neuwahl ihren Willen nochmals klar zum Ausdrucke zu bringen. 
3. Nach $ 31 der Landesordnung für Niederöſterreich hat der Landes⸗ 
ausſchuß die Wahlausweiſe der neueintretenden Landtags— 
Abgeordneten zu prüfen und an den Landtag zu berichten, dem die 
Entſcheidung über die Zulaſſung des Gewählten zuſteht. Wie 
niit) dem Worllaute diefes Paragraphen hervorgeht, iſt Gegenſtand der 
Prüfung, des Berichtes und der Entſcheidung nur der Wahlausweis 
des eintretenden Abgeordueten und ſeine Zulaſſung. Nicht der poſitive 
Ausgang der Wahl, ſondern nur die Ordnungsmäßigkeit des Wahlactes, 
welcher den neueintretenden Abgeordneten legitimirt, wird zur Prüfung 
zugelaſſen. Im 831 Landesordnung ſallen zwei Worte auf: „der Ge- 
wählte“ und „die Zulaſſung“. Wer der Gewählte im Sinne des § 31 
iſt, wird durch die Landtags⸗Wahlordnung klargeſtellt. Dieſe läßt darüber 
sun Zweifel, daß es jener Mann iſt, der nach Feſtſtellung der 
Wahlcommiſſion die geſetzliche Mehrheit der Stimmen, oder bei 
Stim mengleichheit das günſtige Los erlangt hat; kurz: der von der 
Wahlcommiſſion als gewählt erklärt worden iſt. Das bezeugen die 
Vorſchriften der SS 26 ff. über die Function der Wahlcommiſſion und 
insbeſondere die Beſtimmung, daß alle Streitigkeiten bei dem Wahl— 
acte von der Wahlcommiſſion endgiltig ohne Zulaſſung eines Recurſes 
entſchieden werden. Bei der Discuſſion im Landtage wurde Gewicht 
auf den erſten Abſatz des § 40 L. W. O. gelegt; dieſer ſtellt aber nur 
den allgemeinen Grundſatz auf, wer als gewählt anzuſehen ſei. Die 
Frage, wer dies feſtzuſtellen hat, wird im erſten Abſatze 
nicht berührt, wohl aber im zweiten, welcher lautet: „Wenn mehr 
Perſonen, als zu wählen ſind, eine abſolute Stimmenmehrheit für ſich 
haben, ſo entſcheidet das von dem Vorſitzenden der Wahl— 
commiſſion zu ziehende Los, wer von ihnen als gewählt an— 
zuſehen ſei.“ Die Wahlcommiſſion hat alſo feſtzuſtellen, ob mehrere 
Perſonen die Majorität der Stimmen erhalten haben, ob Stimmen⸗ 
gleichheit vorhanden ſei, und das Los, welches ſie ziehen läßt, macht 
zum Gewählten. Ebenſo entſcheidet nach § 41 L. W. O. die Wahlcommiffion, 
ob engere Wahl vorzunehmen ſei, und § 42, Abſatz 4 gebraucht wiederum 
die Worte: „wer von ihnen als gewählt anzuſehen ſei“. Im § 43 
wird dann davon geſprochen, daß vor Abſchluß des Protokolls die er- 
forderliche Anzahl Abgeordneter gehörig gewählt ſein müſſe. Nach 
§ 44 fertigt der Statthalter jedem gewählten Abgeordneten das 
Certificat aus, welches den gewählten Abgeordneten zum Eintritte in 
den Landtag berechtigt. Weun nunmehr im Zuſammenhange damit der 
Ss 45 beſtiumt, daß dem Landtage die Entſcheidung über die Zulaſſung 
des Gewählten zuſteht, ſo kann mau zu keinem anderen Schluſſe ge⸗ 
langen, als daß der Gewählte im § 45 derſelbe iſt, welcher in den 
88 42, 43, 44 L. W. O. als der „gewählte Abgeordnete“ bezeichnet wird. 
Es iſt ja auch mit der Vorſchrift, daß alle Entſcheidungen der Wahl⸗ 
commiſſion über Wahlrecht, Giltigkeit und Deutlichkeit der Stimmen 
endgiltig find, keine andere Vorſtellung vereinbar, als daß nicht die 
einzelne Entſcheidung, die einzelne Stimme für oder gegen einen 
Candidaten, Object einer weiteren Prüfung fein kann, ſondern nur die 
Ordnungsmäßigkeit des geſammten, als Ganzes zu beurtheilenden Wahl— 
vorganges. Es iſt ein Widerſpruch mit der geſetzlichen Beſtimmung im 
3 33, Schlußabſatz der Landtags Wahlordnung, wenn der Landtag die 
Stimmen, welche die Wahlcommiſſion endgiltig als unzweifelhaft für 
den Bürgermeiſter Moriz Parzer abgegeben erklärt hat, trotzdem als 
zweifelhaft und ungiltig annimmt, daraufhin die Stimmen zählen und 
die Majorität für Dr. Anton Löbl feſtſtellen will. Das Geſetz läßt 
daher keinen Zweiſel entſtehen, daß der Landtag nur caſſatoriſches Recht, 
d. h. das Recht hat, die Wahl als nicht ordnungsmäßig, die Legitimation 
des Gewählten zum Eintritte in den Laudtag als nicht erbracht zu er— 
klären, und als Folge deſſen die Neuwahl zu veranlaſſen. 4. Von den 
Geſetzen, welche nach § 7 a. b. G. B. zur Erläuterung herangezogen werden 
können, liegen die Landes- und Landtags⸗Wahlordnungen für andere Kron- 
länder am nächſten. § 31 der Landesordnung für Böhmen hat genau de n- 
ſelben Wortlaut wie $ 31 der Landesordnung für Niederöſterreich. 
Zu dieſem $ 31 iſt nun als Erläuterung eine Ah. Entſchließung vom 


11. Juni 1863 ergangen, kundgemacht von der k. k. Statthalterei am 
1. December 1863, L. G. Bl. Nr. 56. Dort heißt es im Artikel I: 
„Das im § 31 L. O. begründele Recht des Landtages, über die Giltig⸗ 
keit einer Wahl zu erkennen, ſteht ihm ausſchließlich ſelbſt daun zu, 
wenn dem Gewählten wegen eines im §S 18 W. O. bezeichneten Aus- 
ſchließungsgrundes vom Statthalter die Ausfertigung des Wahleertifica tes 
verſagt wurde. In einem ſolchen Falle iſt daher der Statthalter vor 
der Ungiltigkeitserklärung der Wahl durch den Landtag zur Aus- 
ſchreibung einer neuen Wahl nicht berechtigt.“ Alſo ſelbſt wenn 
eine nicht wählbare Perſon gewählt wurde, wenn alſo die Stimmen für 
fie von der Wahlcommiſſion, welche die Unwählbarkeit des Candidaten 
gekannt hätte, zweifellos als ungiltig und der Gegencandidat als gewählt 
erklärt worden wäre, kann, ſobald einmal die Wahlcommiſſion ges 
ſprochen hat, nur eine Neuwahl ausgeſchrieben werden. 
Dieſe authentiſche Auslegung des mit § 31 der Landesordnung für 
Niederöſterreich wörtlich gleichlautenden § 31 der böhmiſchen Landes 
ordnung läßt keinen Zweifel übrig, wie weit ſich das Recht des Land⸗ 
tages erſtreckt. Als eine zweite analoge Geſetzesbeſtimmung mag Art. 27 
der Verfaſſung für das Deutſche Reich bezeichnet werden, welcher dem 
Reichstage das Recht gewährt, die Legitimation ſeiner Mitglieder zu 
prüfen und über deren Wahl zu eutſcheiden, und welcher von dem 
berufenen Commentator Laband ausdrücklich dahin erklärt iſt, daß der 
Reichstag nur die Giltigkeit oder Ungiltigkeit der Wahl aus 
ſprechen lann. 5. Die Beſtimmung, daß der Landtag nur caſſatoriſche 
Befugniß hat, wird ſowohl praktiſch als hiſtoriſch erklärlich. Praktiſch 
hat ja die Erfahrung auch im Strafverfahren dahin geführt, daß überall, 
wo Thatſachen zu erforſchen ſind, nur das erſte Gericht poſitiv erkennt, 
die höhere Inſtanz, welche blos Acten vor ſich hat, nur caſſirt. Auch 
bei der Wahl ſind es Thatſachen, welche maßgebend ſind. Die Wahl— 
commiſſion hat, wie die Landtags-Wahlordnung im § 37 verfügt, zu 
entſcheiden, ob es zweifelhaft iſt, welche Perſon mit dem auf dem 
Stimmzettel enthaltenen Namen bezeichnet iſt. Dafür geben die localen 
Verhältniſſe den Ausſchlag. Im vorliegenden Falle war es z. B. keinem 
Menſchen im Bezirke zweifelhaft, wer mit dem Namen „Parzer“ oder 
„Moriz Parzer“ bezeichnet war. Nur eine ohne Kenntniß der Verhält⸗ 
niſſe urtheilende Scholaſtik konnte eine nähere Erklärung zur Beſeitigung 
des Zweifels verlangen. Außerdem wirken bei der Wahl viele andere 
Umſtände mit, welche gleichfalls nur an Ort und Stelle beurtheilt 
werden können. So z. B. entſcheidet die Wahlcommiſſion nach § 33 
L. W. O. auch über die Identität von Wählern; wie will der Landtag 
dies prüfen? Dazu kommt, daß das Geſetz den Willen der Wähler 
entſcheiden laſſen will, und daß es mit dieſem Zwecke in offenbarem 
Widerſpruche ſteht, wenn die Majorität des Landtages die ganze 
Majorität der Wähler einfach ſtreicht, und in offenem 
Gegenſatze zu deren vor der Wahlcommiſſion ohne Zuläſſigkeit eines 
Recurſes als unzweifelhaft ausgeſprochenen Willen, dem Bezirke einen 
ihr genehmen Mann als Abgeordneten aufzwingen will. Wer ſich durch 
die kundgemachte Wahl verletzt fühlt, kann ſeine Beſchwerde einbringen; 
wer nicht verletzt wurde, muß beruhigt ſein, daß nur der Gewählte 
oder ein bei einer Neuwahl wiederum durch die Majorität bei frei— 
ſtehendem Beſchwerderecht Gewählter der Vertreter des Bezirkes ſein 
kaun. 6. Dieſer Anerkennung des Wählerrechtes entſpricht nun auch die 
eigenthümliche Form des § 31 L. O., welche im § 45, L. W. O. wieder⸗ 
holt wird. Der § 31 L. O. ſagt nämlich, daß der Landtag nicht über 
die Wahl ſelbſt, auch nicht einmal über deren Giltigkeit oder Ungiltig— 
keit, ſondern nur über die Zulaſſung des Gewählten zu entſcheiden 
hat. Dieſe Form, welche ſich hiſtoriſch entwickelt hat und wahrſcheinlich 
aus dem Geſandtenrechte entnommen wurde, beruht auf der Annahme, 
daß die Wählerſchaften von einander unabhängig (ſouverän) ſind, und 
daß ihre Vertreter in ihrer Vereinigung erſt den parlamentariſchen 
Körper bilden. Die Eigenſchaft als Vertreter iſt die Grundlage des 
Eintrittes in den Landtag und der Abſtimmung überhaupt, und es iſt 
ein formaler Widerſpruch, wenn die Vertreter einer Anzahl von Bezirken 
über das Recht der Vertreter der anderen urtheilen. Der Vorgang iſt 
ja folgender: Die gewählten Vertreter erhalten das Certificat zum pro- 
viſoriſchen Eintritte. Unter dieſen proviſoriſchen Mitgliedern bildet 
fich eine Majorität, und nun kann dieſe über das Recht der anderen 
verfügen. Die proviſoriſche Majorität kann eine definitive, und bei 
Annahme ihres Rechtes, poſitiv zu entſcheiden, ſogar eine Zwei— 
drittelmajorität ſchaffen. Dieſes Recht, über einander zu urtheilen, 
hat man daher, ſo lange der conſtitutionelle Sinn auch formell ſcharf 


| ausgeprägt war, nicht gegeben, ſondern nur das Recht, welches auch 


Geſandten ſouveräner Staaten gegenüber zuſteht: die Legitimation zu | 


prüfen und über deren Ordnungsmüßigkeit zu eutſcheiden. So entſtand 
die Form, die noch im $ 31 L. O. enthalten iſt. 7. Ein authentiſches 
Zeuguiß über die Rechtsanſchauung des Landmarſchalls ſelbſt liegt in 
feinem Schreiben au Moriz Parzer vom 23. December 1897. Der 
Landmarſchall erklärt in demſelben, daß er die Zurücklegung des Land— 
tagsmandates zur Keuntuniß nehme und unter Einem die k. k. Statt- 
halterei zur Einleitung einer Neuwahl benachrichtige. Das war 
alſo nach der Rechtsanſchauung des Landmarſchalls ſelbſt die geſetzliche 
Folge der Zurücklegung des Mandates. Einen geſetzwidrigen, die Co m— 
petenz des Landtages überſchreitenden Beſchluß durfte der 
Landmarſchall nicht ausführen. Die Zurücklegung des Mandates ſeitens 
des Moriz Parzer gewährte den Wählern des Bezirkes das Recht auf 
eine Neuwahl. Der Landmarſchall war verpflichtet, den von ihm als 
geſetzlich anerkannten Weg einzuſchlagen oder die Angelegenheit der 
Ah. Schlußfaſſung zu unterziehen (argum. § 42 L. O.). Hienach wird 
das im Cnunciate eitirte Begehren geſtellt. 

In der Gegenſchrift des Landmarſchalls des Erzherzogthums 
Oeſterreich unter der Enns wird Folgendes geltend gemacht: Die Be— 
ſchwerde bezeichnet den Landmarſchall als eine Adminiſtrativ-Behörde 
und mißt ihm das Recht bei, Landtagsbeſchlüſſe zu ſiſtiren und darüber 
die Ah. Schlußfaſſung einzuholen. Dies iſt ein Irrthumm. Nach der 
Beſtimmung des kaiſerl. Patentes vom 26. Februar 1861, R. G. Bl. 
Nr. 20, und des dort berufenen Diploms vom 20. October 1860 
hat die Krone das Recht, Geſetze zu geben, mit den Landtagen, be— 
ziehungsweiſe dem Reichsrathe getheilt, und uach $ 16 der u. ö. Landes- 
ordnung iſt der Landtag berufen, an der Ausübung der geſetzgebenden 
Gewalt im Sinne dieſer laiſerl. Entſchließungen mitzuwirken. Der 
Landtag iſt alſo ein geſetzgebender Körper und zu ſeiner Leitung iſt 
nach $ 4 der Landesorduung der Laudmarſchall berufen; deſſen Rechte 
und Pflichten ſind in der Landesordnung genau umſchrieben; ein Recht 
desſelben, Landtagsbeſchlüſſe zu ſiſtiren, kommt nicht vor. Wohl hat der 
Landtag auch einen Vollzugsausſchuß, den Landesausſchuß, welcher 
nach $ 11 L. O. das verwaltende und ausübende Organ der Landes 
vertretung bildet, und überdies auch als adminiſtrative Control— 
und Recursinſtanz gegenüber den Selbſtverwaltungskörpern niederer 
Ordnung dient. In dieſer Hinſicht iſt der Landesausſchuß, neben ſeiner 
Eigenſchaft als ſtändige parlamentariſche Commiſſion zur Vorbereitung 
der Landtagsarbeiten, zugleich eine Verwaltungsbehörde und der Land⸗ 
marſchall als deſſen Chef Theil einer ſolchen. Deshalb iſt nach § 42 
L. O. dem Landmarſchall eingeräumt, Beſchlüſſe des Landesausſchuſſes, 
welche dem öffentlichen Wohle und dem Geſetze widerſtreitlen, zu 
ſiſtiren und die Angelegenheit im Wege des Statthalters der Ah. 
Schlußfaſſung zu unterbreiten. Dieſes Recht ſteht in voller Analogie zu 
jenem eines Gemeinde-Vorſtehers, geſetzwidrige Ausſchuß-Beſchlüſſe zu 
hemmen und die Entſcheidung der ſtaatlichen Behörde einzuholen. Land— 
tagsbeſchlüſſen gegenüber aber gibt es keine Siſtirung, ſondern, ſoferne 
überhaupt Uebelſtände zutage treten, keine andere Remedur, als die 
parlamentariſche, d. t. betreffs der rein geſetzgeberiſchen Angelegenheiten 
Verweigerung der Sanction, betreffs jener Agenden, in denen der Yand- 
tag allein entſcheidet, wie Verwaltung des Landesvermögens und ins— 
beſondere auch Wahlprüfung, eventuell Auflöſung desſelben. Indem die 
Beſchwerde aber den Landmarſchall für die Nichtausübung eines Siſti— 
rungsrechtes verantwortlich macht, das er gar nicht beſitzt, ſchlägt ſie 
eigentlich den Beſchluß des Landtages ſelbſt, für den dieſer allein ver— 
antwortlich iſt und den vor dem Reichsgerichte zu vertreten dem 
Geklagten die paſſive Legitimation mangelt. Die Veſchwerde it aber 
auch in merito unberechtigt. § 44 L. O. erklärt: Der Statthalter hat 
jedem gewählten Abgeordneten ein Wahleertificat auszuſtellen. Die Be- 
ſchwerde dreht nun die Sache einfach um und ſagt: Gewählter Abge— 
ordueter iſt alſo derjenige, der das Wahlcertificat hat. Wenn daher 
§ 31 L. O. aus ſpricht, daß dem Landtage die Entſcheidung über die 
Zulaſſung der Gewählten zuſteht, ſo iſt demnach die Beſchwerde ſofort 
damit fertig, daß alſo nur einer, der das Certificat hat, entweder zu— 
gelaſſen oder abgewieſen werden kann; ein anderer, der wirklich die 
Mehrheit der Stimmen hat, ohne zu einem Certificate zu gelangen, 
exiſtirt für die Beſchwerde einfach nicht. Nun ſagt aber § 40 der 
Landtags⸗Wahlordnung ausdrücklich, daß derjenige gewählter Abgeord— 
neter iſt, der mehr als die Hälfte der Stimmen für ſich hat. Ueber— 
dies bemerkt § 44, Al. 2 L. W. O. noch ausdrücklich, daß das Certificat 
wohl zum Eintritt in den Landtag berechtigt, jedoch nur inſolange die 
Vermuthung der Giltigkeit einer Wahl begründet, bis das Gegentheil 
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erkannt iſt. Dieſes Gegentheil kaun nun je nach der Lage der Sache 
ebenſogut darin beſtehen, daß der Wahlact überhaupt kein ſicheres Er- 
gebniß ergibt und daher zur Gänze zu caſſiren iſt, oder auch darin, 
daß aus dem Wahlacte hervorgeht, nicht der mit dem Certificate ver— 
ſehene, ſondern ein anderer ſei der Gewählte und dieſer daher einzu— 
berufen. Laut des Berichtes des Landesausſchuſſes Z. XXXVII, 1897 
hat der Landesausſchuß feſtgeſtellt, daß abgeſehen von einigen theils 
widerlegten, theils nur eine geringfügige Stimmenzahl betreffenden 
Anfechtungsgründen als entſcheidender Proteſtpunkt jener erſcheint, daß 
Stiiumzettel, die lediglich den Namen Parzer führen, als giltig gezählt 
wurden. Im weiteren Verlaufe dieſes Berichtes iſt conſtatirt, daß dieſer 
Unmftand auch Gegenſtand einer Einſprache vor der Wahlcoumiſſion in 
Neunkirchen war, welche Einſprache jedoch zurückgewieſen wurde, und 
daß die Commiſſion in Pottenſtein beſchloſſen habe (als eine Art aus— 
gleichender Gerechtigkeit), auch die für den Gegencandidaten Dr. Löbl 
etwa nicht vollſtändig ausgefüllten Stimmzettel zu zählen. In dem Be— 
rich e iſt weiter hervorgehoben, daß zwar bei manchen Wahlen jeder 
Zweifel ausgeſchloſſen ſein wird, wenn der Name des Gewählten, und 
ſei es auch in nicht immer co recter Schreibweiſe, ſich auf dem Zettel 
beſindet, daß dies jedoch nicht im gegenwärtigen Falle gelten kann, wo 
der eine Vewerber in den Liſten ſeines Wohnortes einen ganz gleich)- 
namigen Genoſſen hat und die Commiſſion daher vermuthen, unbedingt 
aber nicht wiſſen konnte, wer als Gewählter gemeint ſei. Dies iſt auch 
in voller Uebereinſtimmung mit §S 37 L. W. O.: „Namen, bei welchen es 
zweifelhaft iſt, welche Perſonen damit bezeichnet ſind, ſind ungiltig.“ 
Am Schluſſe des Berichtes iſt demgemäß das Wahlreſultat unter Aus⸗ 
ſcheidung aller unrichtig und undeutlich ausgefüllten Stimmzettel betreffs 
ſämmtlicher Candidaten zuſammengeſtellt und dargethan, daß ſonach 
nicht Moriz Parzer, ſondern Dr. Anton Löbl mit großer Mehrheit 
ſämmtlicher giltig abgegebenen Stimmen gewählt erſcheint. In dem 
Berichte des Wahl-Verifications⸗Ausſchuſſes Xe, 1897 wurde aus dieſem 
Ergebniffe der richtige Schluß gezogen und beantragt, es ſei Dr. Anton 
Löbl als gewählter Abgeordneter anzuſehen und einzuberufen. Dieſer 
Antrag wurde vom u. ö. Laudtage zum Beſchluſſe erhoben. Es liegt 
alſo hier eine jener Wahlen vor, wo aus dem Wahlacte ſelbſt — unge— 
achtet der Ertheilung des Wahlcertificates an einen anderen — die 
Perſon des wirklich Gewählten erſehen und auf deſſen Zulaſſung ent⸗ 
ſchieden werden konnte; § 42 L. W. O. und § 31 L. O. Wenn dem ent⸗ 
gegen die Beſchwerde auf S 35 L. W. O. verweist, wonach die Wahl⸗ 
commiſſion über die Giltigkeit oder Ungiltigkeit der einzelnen Wahl- 
ſtimmen ohne Zulaſſung eines Recurſes entſcheidet, ſo iſt hiemit nichts 
zur Sache bewieſen. Denn der Ausſchluß des Recurſes gegen die 
einzelnen Verfügungen der Wahlcommiſſion beeinträchtigt nicht das dem 
Landtage ſelbſt vorbehaltene Recht zur endgiltigen Prüfung der Wahl, 
und auch bei dem von der Beſchwerde eingeräumten blos caſſatoriſchen 
Prüfungsrechte würde doch ein Urtheil über die Giltigkeit der abge- 
gebenen Wahlſtimmen ausgeübt werden. Im Gegentheile zeigt vielmehr 
der Ausschluß des Necurjes im Laufe der Wahlhandlung, welche 
Wichtigkeit das Geſetz auf die unbeirrte und volle Ausübung des 
Prüfungsrechtes des Landtages legt, weil es ſonſt geradezu ein Unicum 
wäre, die Entſcheidung über ſo wichtige Fragen der ſtaatsbürgerlichen 
Rechte des Inſtanzenzuges zu berauben, ſchließlich aber dem geſetzgeben⸗ 
den Körper uur eine caſſatoriſche Wirkung beizulegen, nach deren Aus— 
übung die gleichen Mißbräuche von vorne beginnen könnten, da ja die 
aus der Kaffation hervorgehende Rechtsanſicht für die neue Wahl— 
commiſſion nicht bindend iſt. Die Wahlen in die geſetzgebenden Körper 
würden dergeſtalt weniger Rechtscontrole haben als ſelbſt jede Gemeinde 
rathswahl mit dem dort möglichen completen Inſtanzenzuge. Aber auch 
die Argumentation der Beſchwerde, welche aus den einleitenden Worten 
des § 31 L. O. „Der Landesausſchuß hat die Wahlausweiſe der neu- 
eintretenden Landtagsabgeordneten zu prüfen“, ableitet, daß es ſich alfo 
nur um die Rechte der mit einem Certificate verſehenen Perſonen 
handeln könne, iſt gänzlich unzulänglich, denn dieſe Prüfung iſt ja nur 
der Auſtoß des Wahlprüfungsgeſchäftes ſelbſt. Der Umfang desſelben 
iſt im § 45 L. W. O. umſchrieben, wonach ſämmtliche Wahlacten dem 
Landesausſchuſſe vorzulegen ſind, der dieſelben zu prüfen und darüber 
dem Landtage zu berichten hat, welchem die Eutſcheidung über die Zu— 
laſſung der Gewählten — keineswegs blos der mit einem Certificate 
Verſeheuen — zuſteht. Dieſe Auffaſſung herſcht aber im n.⸗ö. Landtage 
nicht etwa erſt ſeit dem gegenwärtigen Falle, ſondern auch in Präcedenz. 
Nach dem Protocolle über die Landtagsſitzung vom 20. Februar 1867 
waren im Wahlbezirke Bruck a. d. Leitha auf M. Schloß 336 und 
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auf Dr. Wrann 319 Stimmen entfallen und denmmach erſterer als 
gewählt proclamirt worden. Ueber Prüfung der Wahlacte ergab ſich, 
daß 22 der für Schloß abgegebenen Stimmen aus formellen Gründen 
ungiltig waren, ſonach bei Ausſcheidung dieſer Stimmen Wrann mit 
1 Stimme über die abſolute Majorität gewählt erſchien. Ueber Antrag 
des Landesausſchuſſes wurde beſchloſſen, Dr. B. Wrann ſei als mit 
abſoluter Mehrheit gewählter Abgeordneter zuzulaſſen. Dieſer Fall ent- 
ſpricht dem gegenwärtigen vollſtändig, ſogar in dem Detail, daß Schloß 
mittlerweile ſein Mandat niedergelegt hatte, was ſelbſtverſtändlich das 
Geſchäft der Prüfung und Entſcheidung über die Wahl ebenſowenig auf 
halten konnte, als heute, da man auf ein Mandat, das rechtlich nicht 
angefallen iſt, nicht verzichten kann. Den Bericht über jene Wahl 
erſtaltete Dr. Felder, in der Debatte griff zuſtimmend ein Statthalter 
Graf Chorinsky. Wenn ein Unterſchied zwiſchen beiden Fällen beſteht, 
ſo liegt er nur darin, daß damals die richtiggeſtellte Stimmenzahl 
des Zugelaſſenen nur eine Stimme über die abſolute Majorität betrug, 
während fie heute mehr als 200 Stimmen ausmacht. Aehuliche Vor- 
entſcheidungen finden ſich auch auf dem Boden des Reichsrathes. Dies⸗ 
bezüglich werden citirt: Der Bericht vom 19. November 1870 über 
die Wahl von 15 Reichsraths⸗Abgeordneten aus dem böhmiſchen Groß⸗ 
grundbeſitze, laut deſſen einige Wahlſtimmen wegen Bemänglung der 
bufüthlehen Vollmachten nicht mitgezählt worden waren; dann der Bericht 
vom 21. November 1873 über die Wahl im Städtebezirke Sambor, 
weiche den vorſtehend entwickelten Grundſätzen entſprechen, wobei bemerkt 
wird, daß die Vorſchriften über die Prüfung der Wahlen für den 
Reichsrath im weſentlichen mit jenen für den Landtag übereinſtimmen; 
ſo die 88 49, 55 und 58 Rr. W. O., R. G. Bl. ai 1873 Nr. 41, und 
88 1 und 4 der Geſchäftsordnung, R. G. Bl. ai 1873 Nr. 94, wobei 
der letzteitirte § 4 ſogar noch ausſpricht: Im Falle der Ungiltigkeits⸗ 
Erklärung der Wahl eines Abgeordneten hat ſofort eine Neuwahl ſtatt⸗ 
zufinden. Diesfalls bemerkt aber mit Recht Jaques, der ſich in der 
Monographie „Die Wahlprüfung in den modernen Staaten“ gleichfalls 
zu der hier vertretenen Anſicht bekennt, daß dieſe Beſtimmung der Ge- 
ſchäftsordnung nur die allgemeine Regel ausſpricht, daß bei vollſtändiger 
Annullirung einer Wahl fofortige Neuwahl erfolgen ſoll, jedoch den 
beſonderen Fall, daß die beſtrittene Wahl zugleich die Perſon des wirk⸗ 
lich Gewählten entnehmen läßt, nicht betrifft. 

Auf die einzelnen Beſchwerdepunkte wird Folgendes erwidert: 

Ad 1. Die ſogenannte praktiſche Erwägung, daß Wahlproteſte in 
der Regel nur von Gegnern des als gewählt Proclamirten eritattet 
werden, durch das plötzliche Auftauchen eines anderen Abgeordneten 
aber deſſen Gegner im Proteſtrechte verkürzt werden, trifft nicht zu. 
Denn erſtlich iſt das Vorhandenſein von Wahlproteſten gar nicht die 
Vorausſetzung der Wahlprüfung und beſtimmt insbeſondere in dem rein 
officiöſen Prüfungsverfahren der Landtage nicht einmal deſſen Modus. 
Ferner aber gibt ſchon das Partei-Intereſſe des im Legitimationsſtreite 
01 den und ſeiner Anhänger genügende Beruhigung, daß 

etwaige Proteſtgrü e ähr 0 icht ver⸗ 
ſcwwiegen e ſtgründe gegen den gefährdenden Gegner nicht ver- 

Ad 2. Von Seite einzelner Wähler begangene Formgebrechen 
machen wohl deren Stimmenabgabe ungiltig, geben aber fein Hd 
deshalb eine Neuwahl zu verlangen. 

Ad 3 betrifft die Frage der Geſetzesauslegung und wurde berei 
ee a Frage der Geſetz gung wurde bereits 

„Ad 4. Wenn Art. I in Nr. 56 L. G. B. für Böhmen ai 1863 

betreffend die Landtags⸗Geſchüftsordnung ausſpricht, daß ſelbſt im Falle 
der Statthalter wegen eines Ausſchließungsgrundes dem Gewählten das 
Certificat verweigert, dem Landtage vorbehalten iſt, über die Giltigkeit 
der Wahl zu entſcheiden und vor deſſen Ungiltigkeits Erkenntniß eine 
Neuwahl nicht ausgeſchrieben werden darf, ſo folgt daraus nur, daß es 
dem Landtage auch zuſtehen muß, wenn er die Verweigerung unge— 
gründet findet, auf die Giltigkeit der Wahl zu erkennen, und alſo doch 
jemand einzuberufen, der kein Certificat hat. Ganz die gleiche Beſtim⸗ 
mung ſteht übrigens auch im § 55, Al. 2 Rr. W. O. und iſt im Zu- 
ſammenhange mit der Schlußbeſtimmung des § 58 Rr. W. O. aufzufaſſen: 
„Wird die Wahl eines Abgeordneten für giltig erklärt, dem das Certiſicat 
verweigert wurde, ſo iſt derſelbe durch den Präſidenten zum Eintritt 
aufzufordern.“ Gerade dieſer Zuſammenhang und das Wiedererſcheinen 
jener Beſtimmung in der Geſchäftsordnung des böhmiſchen Landtages 
zeigen ſchlagend, daß eine derartige Einberufung auch Anwendung in 
Landtagsangelegenheiten findet. Was aber die Bezugsſtelle aus der Ver— 


faſſung des Deutſchen Neiches betrifft, jo geht dieſe unſer Rechtsgebiet 
nicht an; fie lautet auch gar nicht fo beſtimmt ſür die Beſchwerde, als 
dieſe es darſtellt, und überdies theilt Jaques auch für jenes Rechtsgebiet 
Parlamentsbeſchlüſſe und Publiciſten mit, die der gerade enutgegen— 
geſetzten Anſicht ſind. 

Ad 5. Die Ausführung, daß die Wahlcommiſſion allein die 
Localverhältniſſe derart kenne, um über die Giltigkeit einer Stimmen— 
abgabe zu entſcheiden, widerlegt ſich ſchon dadurch, daß auch bei der 
bloßen Wahlcaſſirung, zu welcher niemand das Recht beſtreitet, der 
Laudtag über die nämlichen Fragen erkennen muß. 

Ad 6. Die theoretiſche Entwicklung des Wahlprüfungsrechtes aus 
dein Rechte, Geſandten-Legitimationen zu prüfen, hinkt arg. Zunächſt 
iſt die Verſammlung der Abgeordneten kein fremder Souverän, der 
wie ein dritter Machtfactor den eigenen Mitgliedern euntgegenſteht. 
Ferner entgeht man auch bei bloßer Prüfung der Legitimationen nicht 
der Schwierigkeit, daß die Vertreter der einzelnen Bezirke gegenſeitig 
über einander urtheilen. Ihre Erklärung findet dieſe Erſcheinung nur 
in dem parlamentariſchen Grundgedanken, daß der Landtag eine Körper— 
ſchaft iſt, welche vermöge ihrer Zuſammenſetzung und Controlen fähig 
fein muß, ſich ſelbſt zu ſieben und die vermöge ihrer Aufgabe auch 
niemandem andern unterworfen ſein darf. Die Beſchwerde wahrt dem 
Landtage dieſe Unabhängigkeit nicht. 

Ad 7. Der von den Beſchwerdeführern vorgelegte Brieſ des 
Landmarſchalls iſt eine Urbanität, wie ſie jedem aus einem Vertretungs⸗ 
körper Scheidenden von einem höflichen Vorgeſetzten zutheil wird. Der 
Landmarſchall konnte am 20. December 1897 noch gar nicht wiſſen, 
daß der Verificationsausſchuß bei ſeiner im Jänner 1898 vollendeten 
Prüfung und der Landtag bei ſeiner am 1. Februar 1898 vollzogenen 
Erörterung der Wahl zu der Ueberzeugung gelangen werde, daß Parzer 
gar nicht gewählt wurde und daher auch nicht reſigniren könne. Eben⸗ 
ſowenig war ihm damals bewußt, daß dieſe Unterſuchung die Giltigkeit 
der Wahl Löbl's ergeben werde. Ueberflüſſig iſt die Heranziehung dieſes 
Schreibens jedenfalls, weil nicht der Landmarſchall, ſondern der Land⸗ 
tag über die Giltigkeit einer Wahl erkennt, eine Sachlage, auf deren 
Verwechslung allerdings die ganze Beſchwerde aufgebaut iſt. Demgemäß 
wird um Verwerfung der Beſchwerde gebeten. 

Das Reichsgericht ging bei ſeiner Entſcheidung von nachſtehenden 
Erwägungen aus: 

Der Wirkungskreis des Landmarſchalls des Erzherzogthums Oeſter— 
reichs unter der Enns erhellt aus den SS A, 10, 11, 33, 36, 39, 40 
und 42 der Landesordnung vom 26. Februar 1861, R. G. Bl. Nr. 20. 

Hienach iſt der Landmarſchall zur Leitung des Landtages und 
zum Vorſitze im Landesausſchuſſe berufen, ſeine Befugniß in erſterer 
Beziehung ergibt ſich aus den Beſtimmungen der 8$ 10, 33, 36 und 
39, jene als Vorſitzender des Landesausſchuſſes aus SS 11 und 42 L. O., 
während § 40 L. O. ihn anweist, die Verhandlungen des Landtages zur 
Allerhöchſten Kenntniß zu bringen. 

Während nun § 42 L. O. den Landmarſchall verpflichtet, wenn er 
einen Beſchluß des Landesausſchuſſes als dem öffentlichen Wohle 
oder den beſtehenden Geſetzen zuwiderlaufend anſieht, die Ausführung 
zu ſiſtiren und die Angelegenheit unverzüglich der Allerhöchſten Schluß 
faſſung zu unterziehen, räumt ihm die Landesordnung bezüglich der Be— 
ſchlüſſe des Landtages eine ſolche Verpflichtung oder die Berechtigung 
hiezu nicht ein. 

Es muß daher die Anſicht der Beſchwerdeführer, daß es ſich im 
vorliegenden Falle um eine eigene Amtsſphäre des Landmarſchalls und 
ſomit um eine adminiſtrativbehördliche Thätigkeit desſelben handle, wider 
welche nach Art. 3 b des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, 
R. G. Bl. Nr. 143, Schutz beim k. k. Reichsgerichte geſucht werden 
könne, als unrichtig bezeichnet werden. 

Die vorliegende Beſchwerde iſt vielmehr, wie die Gegenſchrift 
richtig hervorhebt, wider den Beſchluß des n. ö. Landtages vom 
1. Februar 1898, im Wahlbezirke Neunkirchen-Pottendorf-Ebenfurth 
als Abgeordneten Dr. Anton Löbl als gewählt zu betrachten und zu den 
Sitzungen des Landtages einzuberufen, gerichtet. 

Diesbezüglich kommt als ausſchlaggebend in Betracht, daß die 
Entſcheidung über die Zulaſſung der Landtagsabgeordneten nach § 31 
L. O. ausſchließlich dem Landtage zuſteht, dieſer aber nicht als Admini⸗ 
ſtrativ-Behörde angeſehen werden kann, weshalb die Vorausſetzungen 
der Competenz des Reichsgerichtes nach Art. 3, lit. b des Staats⸗ 
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grundgeſetzes für das Reichsgericht und § 17 des Organiſations⸗Statuts 
für das Reichsgericht nicht vorhanden ſind. 
Aus dieſen Gründen mußte die Beſchwerde zurückgewieſen werden. 
(Erk. d. k. k. Reichsgerichtes v. 19. April 1898, Z. 96.) 


Literatur. 


Vorlage, allgemeiner Bericht und Bericht über den IV. Auf⸗ 
ſichtsbezirk (Amtsſitz: Graz) aus dem Berichte der k. k. Gewerbe⸗Inſpectoren 
über ihre Amtsthätigkeit inn Jahre 1897. Wien 1898, Druck und Verlag der 
k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 

Ausgaben, welche wie die vorliegende aus den Geſammtberichten den 
allgemeinen und jenen für einen Aufſichtsbezirk herausgreifen, fördern die mög⸗ 
lichſte Verbreitung der Berichte, die im Intereſſe der ganzen Inſtitution nur 
lebhaft zu wünſchen iſt. Wenn man den allgemeinen Bericht, der eine knappe 
überſichtliche Zuſammenfaſſung aller Inſpectionsberichte bietet, durchliest, ſo 
kommen zwei Gefühle zum Ausdrucke, jenes der Anerkennung für die Leiſtungen 
des Inſtitutes, nicht minder aber der Eindruck, daß die Inſtitution gegenüber 
den, vorwiegend beim Kleingewerbe, immer wieder gekennzeichneten mißlichen 
Arbeitsverhältniſſen, noch immer unzureichend ausgeſtaltet iſt. 

Der Bericht über den IV. Bezirk zeigt uns eine durch vielgeſtaltige Betriebs⸗ 
verhältniſſe geſteigerte Inanſpruchnahme. Auch hier ſehen wir einen Kampf mit 
unzureichenden Mitteln geführt gegen Gleichgiltigkeit und gegen paſſiven Wider: 
ſtand. Mit objectiver Ruhe werden die Arbeitseinſtellungen im Berichtsjahre in 
ihrem Verlaufe dargeſtellt. Aufgefallen iſt uns eine Bemerkung über die Schieds⸗ 
gerichte der Unfallverſicherung. Es wird darauf aufmerkſam gemacht, daß es 
gegen die Entſcheidung der Schiedsgerichte keinen Recurs gibt. 

Nachdem die Schiedsgerichte ſteigend in Anſpruch genommen werden 
— leider vielfach mit ganz haltloſen Forderungen — ſo würde dies eine große 
Belaſtung der Gerichte bedeuten. Von Recurſen gegen ſchiedsgerichtliche Ent⸗ 
ſcheidungen kann ja nicht die Rede ſein. Ein Vortheil für die Verſicherten dürfte 
darin kaum zu finden ſein. Dr. Moriz Caſpaar. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den Statthalterei⸗Vicepräſidenten der Statthalterei 
in Prag Joſef Stummer unter gleichzeitiger Verleihung der Würde eines 
geheimen Rathes zum Sectionschef extra statum im Miniſterium des Innern 
ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Oberfinanzrath in Prag Cornelius Prönay de 
Toth⸗Prôna et Blatnicza zum Vorſtande des Hauptzollamtes in Wien 
a und ihm gleichzeitig deu Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberpoſtverwalter Fdch. Göſtl in Salzburg den 
Titel und Charakter eines Poſtamts⸗Directors verliehen. 

Se Majeſtät haben den Adjuncten der galiziſchen Finanzprocuratur 
Dionys Kulaczkowski und Dr. Witold Bochenek den Titel und Charakter 
eines Finanzprocuraturs-Secretärs verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Forſt⸗Inſpections⸗Commiſſär Napoleon Perini 
in Cles das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthalterei-Secretär Karl Loula zum Bezirkshauptmann, den Bezirkscommiſſär 
Dr. Ottokar Frh. v. Malowetz zum Statthalterei⸗Secretär und den Bezirks⸗ 
commiſſär Karl Ardelt zum Bezirks⸗Obercommiſſär in Bohmen ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Bezirkscommiſſäre Anton Underrain Edlen v. Meyſing und Rud. Frh. 
v. Camerlander zu Statthalterei⸗Secretären in Steiermark ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſär Johann Krekich⸗Straſſoldo Edlen v. Treuland zum 
Statthalterei-Sceretär im Küſtenlande ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
e e Anton Roſſi zum Bezirks⸗Obercommiſſär in Oberöſterreich 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenieur Rudolf Halter zum Oberingenieur im Miniſterium des Innern 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die proviſoriſchen Secretäre der Bukowinaer Finanz⸗ 
procuratur Dr. Karl Wolf und Dr. Adolf Laſt zu definitiven Finanz⸗ 
procuraturs Seeretären ernannt. 

Der Finanzminiſter hat im Stande der galiziſchen Finanzprocuratur den 
proviſoriſchen Adjuncten Dr. Fz. Slawa, ſowie die Concipiſten Dr. Vincenz 
R. v. Maczypski, Dr. Stanisl. Skracha, Dr. Mathias R. v. Maczynski, 
Dr. Miecislaus R. v. Madeyski, Dr. Thaddäus Liwery und Dr. Joh. 
Waygart zu Finanzurocuraturs⸗Adjuncten, ferner den Concipiſten Dr. Ernſt 
Menkſchel und den proviſoriſchen Concipiſten Dr. Eugen Bartel zu provi⸗ 
ſoriſchen Finanzprocuraturs⸗Adjuncten ernannt. 
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Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Edmund Bukowski 
zum Finanzrathe und die Finanzcommiſſäre Max Poſchacher v. Poſchach 
und 1 Bacher zu Finanz⸗Obercommiſſären der n. ö. Finanz⸗Landesdirection 
ernannt. 

Der Finanz miniſter hat die Rechnungsräthe Fz. Gogala, Moriz 
Schenk und Joſef Eiſel v. Eiſelsberg zu Oberrechnungsräthen und die 
Rechnungsrevidenten Emil v. Kraft, Albert Melzer, Joſef Huber, Fach. 
Seeböck, Alfred Hinterhölzl und Fz. Petzold zu Rechnungsräthen ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Rechnungsräthe Joh. Schob und Hugo 
Hunna zu Oberrechnungsräthen und die Rechnungsrevidenten Alfred Edels⸗ 
perger und Alex. Keller zu Rechnungsräthen ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuerinſpectoren Paul Pönner und Georg 
Wim mer zu Steuer⸗Oberinſpectoren der Finanz⸗Landesdirection in Prag ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuer⸗Inſpectoren Joſef Kſchir und Joh. 
Lieman zu Steuer⸗Oberinſpectoren der mähriſchen Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzniniſter hat den Zoll-Obercontrolor Anton Pernieka in 
Brünn zum Zoll⸗Oberamts⸗Verwalter in der VIII. Rangsclaſſe beim Haupt⸗ 
zollamte in Olmütz ernannt. b 

Der Yinanzminifter hat den Steuereinnehmer Joh. Battek, ſowie die 
Steueramts⸗Controlore Ferd. Enders, Richard Leitner, Wenzel Geiſſel— 
reiter und Eduard Pauliſer zu Hauptſteueramts⸗Controloren der Finanz⸗ 
Landesdirection in Prag ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Amtsleiter des Tabak-Verſchleißmagazins in 
Sambor Joſef Zachariaſiewiez zum Verwalter des Tabak Verſchleißmagazins 
in Cernowitz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Advocgten Dr. Karl Fiſchel in Prag und 
Dr. Jaroslav Peka in Brünn proviſoriſch eine Secretärsſtelle bei der Finanz⸗ 
procuratur in Brünn verliehen und den Concipiſten daſelbſt Dr. Adolf Deutſch 
zum Finanzprocuraturs-Adjuncten ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Rechnungsrevidenten Karl Zuber und Joh. 
Novak zu Rechnungsräthen bei der k. k. Finanz⸗Landesdirection in Prag ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die Rechnungsrevidenten Albin Adler, Fdch. 
Kroczak, Joh. Göttinger, z. Bertgen, Anton Fühlnſack und Alois 
Schlaghamersky zu Rechnungsräthen ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Fz. Frühauf in Brünn 
zum Oberpoſtverwalter in Znaim ernannt. 


Erledigungen. 


4 Kanzliſtenſtellen mit der XI. Rangsclaſſe bei Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaften in Niederöſterreich bis 18. September. (Amtsblatt Nr. 179.) 

1 Veterinär⸗Concipiſtenſtelle mit der X. Rangsclaſſe, eventuell 

1 landesf. Bezirks⸗Thierarztesſtelle in der XI. Rangsclaſſe bei 
der politiſchen Verwaltung in Kärnten bis 7. September. (Amtsblatt Nr. 180.) 

4 Oberamts⸗Officialsſtellen beim k. k. Hauptzollamte in Wien in 
der IX., eventuell mehrere Zollamts⸗Caſſier ſtellen in der IX., eventuell 
mehrere Zollamts⸗Officials ſtellen in der X., eventuell mehrere Zoll: 
amts⸗Aſſiſtentenſtellen in der XI. Rangsclaſſe gegen Caution bis 10. Sep⸗ 
tember. (Amtsblatt Nr. 181.) 


Stadòͤtſecretärſtelle. 


Bei der Stadtgemeinde Korneuburg iſt die Stelle des Stadtſeeretärs 
zu beſetzen. Mit diefer Stelle ſind jene Bezüge verbunden, auf welche ein in 
Korneuburg ſtationirter k. k. Staatsbeamter der IX. Rangsclaſſe auf Grund der 
jeweiligen geſetzlichen Beſtimmungen nach Maßgabe ſeiner Dienſtzeit (Quin⸗ 
quennalzulagen) — jedoch ohne die Subſiſtenzzulage — Anſpruch hat. Der Secretär 
bezieht demnach von ſeinem Dienſtantritte an einen Jahresgehalt von fl. 1100 
und eine Aetivitätszulage von fl. 200 in monatlichen, im vorhinein fälligen 
Raten; außerdem hat derſelbe Anſpruch auf ein jährliches Holzdeputat von 
3 Raummetern harten und 7 Raummetern weichen Scheitholzes. Nach Ablauf 
einer 15jährigen, tadelloſen Dienſtleiſtung rückt der Stadtſecretär iu die jeweiligen 
Bezüge der VIII. Rangsclaſſe und nach einer ebenſolchen 30jährigen Dienſtleiſtung 
in jene der VII. Rangsclaſſe vor. Mit dieſer Dienſtſtelle iſt der Penſionsanſpruch 
nach den jeweiligen für die Staatsbeamten geltenden Normen verbunden und 
wird die unmittelbar vorher im Staatsdienſte oder Landesdienſte zugebrachte 
Dienſtzeit bei der Penſionirung eingerechnet. Die definitive Anſtellung erfolgt 
nach zufriedenſtellender ſechsmonatlicher Dienſtleiſtung, während welcher es dem 
Bürgermeiſter freiſteht, den Beamten ohne Angabe eines Grundes und ohne 
weitere Entſchädigung des Dienſtes zu entlaſſen. — Im übrigen iſt die Probe⸗ 
dienſtzeit der definitiven gleichzuhalten. Bewerber um dieſe Stelle müſſen den 
Nachweis der öſterr. Staatsbürgerſchaft, der mit gutem Erfolge abgelegten drei 
juridiſchen Staatsprüfungen und der in einem öſterr. Kronlande für die politiſche 
Geſchäftsführung abgelegten praktiſchen Prüfung erbringen oder ſich wenigſtens 
verpflichten, die letztgenannte Prüfung während der halbjährigen Probepraxis 
abzulegen. Die auf dieſe Weife inſtruirten Geſuche ſind bis längſtens zum 
20. Auguſt l. J. hieramts vorzulegen. Bewerber, welche im Staats⸗ oder Landesdienſt 
ſtehen, erhalten den Vorzug. 

Stadtvorſtehung Korneuburg, am 1. Auguſt 1898. 


Der Bürgermeiſter: 
rh au mum. 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 65 und 66 der Erkenntniſſe 1897. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


